Name .........................................................

Strasse .......................................................

PLZ/Ort ......................................................

Mittwoch, 22. Juni 2005
An die ausstellende Behörde

(Arbeitsagentur; Sozialamt, Arbeitsgemeinschaft ARGE)

..........................................................................

Strasse .............................................................

PLZ/Ort .............................................................

per Einschreiben oder gegen Empfangsbestätigung

Betr.: KD-Nr. ......................................  / Bescheid zum SGB II vom ….….............……

WIDERSPRUCH

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen o.g. Bescheid über Leistungen nach dem SGB II bewilligt für den Zeitraum vom .................. bis .................. lege ich hiermit Widerspruch ein.

Begründung:

[Nicht zutreffende Teile streichen]

Sie haben für meine Bedarfsgemeinschaft (BG) für o.g.  Zeitraum zu geringe Leistungen bewilligt. Das nach § 11 SGB II zu berücksichtigende Einkommen wurde falsch errechnet. Es fehlt der nach § 11 Abs. 2 SGB II beim Einkommen zu berücksichtigende Absetzbetrag für angemessene Versicherungen. Denn „vom Einkommen eines jeden volljährigen Mitglieds einer Bedarfgemeinschaft werden für angemessene private Versicherungen pauschal 30 EUR monatlich abgesetzt (§ 3 Nr. 1 Alg II-VO).“

Der 30-Euro-Absetzbetrag ist multipliziert mit der Zahl der volljährigen Mitglieder der BG auch von dem Einkommen meiner BG abzusetzen, da

1.
er nach § 11 Abs. 1 und 2 SGB II für jede Einkommensart gilt (d.h auch z.B. für Kindergeld und Unterhalt) und

2.
für den Fall, dass volljährige Mitglieder der BG kein oder nur geringes Einkommen haben, die dieses Einkommen übersteigenden Absetzungsbeträge „auch vom Einkommen anderer Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft (zunächst beim Partner) abgesetzt werden“ sollen. („Verlagerung der abzusetzenden Beträge“)

Weiter fehlt der ggf. zusätzlich zum o.g. Absetzbetrag für angemessene Versicherungen gesondert vorzunehmende Abzug für die Versicherungsbeiträge für meine Kinder.

Gleiches gilt für den nach § 11 Abs. 2 SGB II beim Einkommen zu berücksichtigenden Absetzbetrag für Pflichtversicherungen. Hier fehlt ggf. der Abzug für die Kfz-Versicherung.

(Siehe „Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung - Alg II-V“ vom 20. Oktober 2004 und Randziffer 11.24 und 11.26 der Dienstlichen Hinweise der Bundesagentur zum SGB II)
Daher ist das meiner BG zufließende Einkommen erst nach einer entsprechenden korrekten Bereinigung als monatliches Gesamteinkommen den Leistungen nach dem SGB II anzurechnen.

Ich beantrage die entsprechende Neuberechnung des Bedarfs meiner BG und einen neuen, in jedem einzelnen Rechenschritt und Betrag nachvollziehbaren Bescheid.

Mit freundlichen Grüßen

…………………….........… 

                     Unterschrift
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